
M it einem bundesweiten Auf-
ruf setzen sich 51 Prominen-
te für die

Beendigung der Beob-
achtung durch den Ver-
fassungsschutz ein. Die
Unterzeichnerinnen
und Unterzeichner er-
innern an die breite
parlamentarische Veran-
kerung der LINKEN in Bund,
Ländern und Kommunen. Die Be-
spitzelung der LINKEN bezeich-
nen sie als undemokratisch und
verfassungswidrig. Der Verfas-
sungsschutz mache sich durch
die Bespitzelungspraxis zum
Handlanger von Parteiinteres-
sen. Die Vorsitzenden der
LINKEN, Gesine Lötzsch
und Klaus Ernst, begrüßen
den Aufruf und kündigen ju-
ristische Schritte gegen die
Beobachtung der LINKEN
sowie ihrer Mandatsträgerin-
nen und Mandatsträger an. In
einer Erklärung der Vorsitzen-
den heißt es, die Beobachtung
der LINKEN durch den Verfassungs-

schutz sei ein Skandal und eine politi-
sche Instrumentalisierung des
Geheimdienstes. „ Wir sind Demokra-

ten und haben oft genug vor dem
Verfassungsgericht gegen ver-

fassungswidrige Gesetze
der Regierung gestrit-

ten.“, sagten Lötzsch
und Ernst und for-
derten das Ende der
Beobachtungen.

Das Verwaltungsge-
richt in Thüringen hat

indes anders entschieden:
Bodo Ramelow darf wei-

ter überwacht werden. Der
Fraktionsvorsitzende im
Thüringer Landtag kündigte
an, gegen das Urteil in Revi-
sion zu gehen und vor dem
Bundesverfassungsgericht zu
klagen. In Brandenburg wur-
de DIE LINKE nach offiziel-
len Angaben bisher noch
nicht vom Verfassungsschutz
beobachtet.

Lukas Lüdtke
Bildmontage: Rote Reporter

A m 7.7.2010 hat Gerrit Große
ihr Kreistagsmandat niederge-
legt, um ein Zeichen zu set-

zen. Vorausgegangen war die Debatte
um den Antrag des Landrates, aus dem
Verband der Volkshochschulen auszu-
treten, weil die Mitgliedschaft dem
Kreis nichts bringe. Große plädierte für
einen Verbleib im Verband, da dieser
beim Land die Aufstockung der Mittel
der VHS erreicht habe und die Qualität
der VHS sicherstelle. Noch während
Gerrits Redezeit stellte die NPD den
Antrag zur Geschäftsordnung, die De-
batte abzubrechen und sofort abzustim-
men. Dem stimmte die Mehrheit des
Kreistages zu. Zustimmung für einen
NPD-Antrag - damit war für Gerrit
Große eine Schmerzgrenze überschrit-
ten, sie erklärte am Sitzungsende ihren
Rücktritt (s. S. 2-3). Natürlich bleibt sie
für DIE LINKE aktiv - als Kreisvorsit-
zende und Landtagsabgeordnete. Nach-
rücker im Kreistag ist Wolf-Dieter Alte,
der voraussichtlich sein Mandat nicht
annehmen wird. Ihm folgt Sonja Sie-
bert. Sie vertritt unsere Fraktion in der
dritten Wahlperiode im Polizeibeirat
des Polizeipräsidiums Potsdam. „Wenn
ich gefragt werde, nehme ich das Man-
dat an. Ich war bereits eine Wahlperi-
ode Abgeordnete im Kreistag
Oberhavel und habe im Jugendhilfeaus-
schuss mitgearbeitet."Kati Hoffmann

S. 2 Aus dem Kreistag

S. 3 Wehrhafte Zivilgesellschaft

S. 4 Interview mit Gerrit Große

S. 5 Dankeschön Jürgen Sablotny

und Impressum

S. 6 Praktikum war interessant

S. 7 „Oranienburg l(i)ebt bunt“

S. 8 Programmdebatte Abschnitt III

S. 9 Angriff auf Rentengarantie

S. 10Zwei Bücher für den Durchblick

S. 11Termine und Glückwünsche

S. 12Gesundheit ist keine Ware!

In dieser Ausgabe

Kreisinfo
Zeitung der Partei DIE LINKE in Oberhavel

www.dielinke-oberhavel.de

07/08 2010

Bespitzelung
der Partei DIE LINKE muss enden

Zum Rücktritt von Gerrit Große

Kein Fußbreit…

Brief von Klaus Ernst

L iebe Genossinnen und Genos-
sen, durch einen Zeitungsbe-
richt sind gestern, am

21.07.2010, (Redaktion)Ermittlungen
der Staatsanwaltschaft Berlin gegen mei-
ne Person bekannt geworden. Anlass
und bislang einziger Anhaltspunkt die-
ser Untersuchung war ein Bericht des
SPIEGEL, der auf, wie wir mittlerweise
wissen, äußerst zweifelhaften Recher-
chemethoden in meiner engsten Privat-
sphäre beruht hat. Obwohl dem
SPIEGEL seinerzeit eine umfassende
Stellungnahme von mir vorlag, wurde
und wird der Sachverhalt verkürzt darge-
stellt. Ich begrüße daher ausdrücklich,
dass es nun Gelegenheit für eine juristi-
sche Klärung des Sachverhalts gibt. Ich
habe mir nichts vorzuwerfen, weil es ers-

tens nicht nur meine Auffassung ist,
dass ich in den genannten Aufsichtsrä-
ten auch als Abgeordneter wirkte, und
weil ich zweitens bei allen in Frage ste-
henden Reisen vor und/oder nach den
kritisierten Aufsichtsratssitzungen wei-
tere Termine mit Bezug zu meinem
Mandat als Bundestagsabgeordneter der
LINKEN wahrgenommen habe. Ich ha-
be mich in keiner Weise persönlich be-
reichert und sehe dem Ergebnis der
Untersuchung gelassen entgegen. Ich
werde mich dennoch gegen alle Versu-
che der politischen Instrumentalisierung
dieses Vorgangs gegen DIE LINKE zur
Wehr setzen und rufe Euch auf, dassel-
be zu tun.

Klaus Ernst
Vorsitzender der LINKEN
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I m Vorfeld des Kreistages schien po-
litischer Sprengstoff kaum vorhan-
den zu sein. Im Mittelpunkt sollte

die Wahl von zwei Beigeordneten ste-
hen sowie deren Einstand und das „pu-
blic viewing“ des Halbfinals der
deutschen Fußball-WM-Mannschaft.
Die Koalition hatte zwar monatelang ei-
nige Mühe, sich auf „ihre“ Kandidaten
zu einigen, was für deren Zustand
spricht. Durch die mehrheitlich getrage-
ne Wahlentscheidung für die Kandida-
ten der Koalition, wurde aber nun
wenigstens die Arbeitsfähigkeit der Ver-
waltung des Landkreises hergestellt. Oh-
ne das Wahlgeheimnis verletzen zu
wollen, deutet einiges daraufhin, dass
ohne die Unterstützung aus den Reihen
der LINKEN der SPD-Kandidat ein
deutlich magereres Ergebnis eingefah-
ren hätte als der CDU-Kandidat. Wir ha-
ben den frisch gewählten
Beigeordneten Erfolg in ihrem Amt ge-
wünscht und hoffen darauf, dass Sie ih-
re uns vorgetragenen Vorsätze einer
guten und unvoreingenommenen Zu-
sammenarbeit mit den Fraktionen, den
Ausschüssen und den Kreistagsabgeord-
neten auch umsetzen können bzw. dür-
fen. Ein gemeinsamer Antrag aller
Fraktionen zur Bombenbeseitigung in
Oranienburg war von vornherein kon-
sensorientiert. Dann jedoch zündelte
der Landrat, nämlich mit seinem Antrag
auf Genehmigung einer Eilentschei-
dung zum
Austritt aus dem Brandenburgischen

Volkshochschulverband (BVB).
Ohne den zuständigen Fachausschuss
und den Kreistag im Vorfeld dieser Ent-
scheidung über mögliche Probleme in
der Facharbeit in diesem Verband zu in-
formieren und zu beteiligen, erklärte
der Landrat den Austritt und begründete
seine Eilentscheidung damit, einen er-
heblichen Nachteil für den Landkreis
abwenden zu müssen. Dieser bestand
nach eigenen Angaben in einer Erhö-
hung des Jahresmitgliedsbeitrages von
rund 6.000 € auf 7.000 €! Selbstherrlich
und selbstgerecht begründete der Land-
rat seine Entscheidung aus diesem lan-
desweiten Solidarverband auszutreten
damit, diese Aufgaben ohne die Mit-
gliedschaft im BVB in gleicher Qualität

wahrnehmen zu können. Dies alles warf
er dem Kreistag nachträglich „zum
Fraß“, d. h. zur Abstimmung vor. Lei-
der ließ sich wieder einmal feststellen,
dass sich die Ernährungsgewohnheiten
der Kreistagsmehrheit diesem Fütte-
rungsritus weitgehend angepasst haben:
die Mehrheit stimmte brav zu. Vorher al-
lerdings „störten“ Abgeordnete der
LINKEN diese bedingten Reflexe der
Mehrheit durch kritische Sachbeiträge.
Insbesondere die bildungspolitische
Sprecherin unserer Fraktion Gerrit
Große, als Mitglied des Landtages Mit-
glied des Beirates des Volkshochschul-
verbandes, wandte sich gegen diese
unsolidarische, fachlich nicht begründe-
te und vorgeschobene Austrittsbegrün-
dung. Ein kritischer Fachbeitrag einer
ausgewiesenen Expertin „störte“ dann
doch zu sehr, zumal die Fußballübertra-
gung immer näher rückte.

NPD-Antrag fand eine Mehrheit
So traf der Geschäftsordnungsantrag ei-
nes NPD-Abgeordneten auf Ende der
Debatte den politischen Resonanzboden
einer Mehrheit in diesem Kreistag.Wäh-
rend alles andere davor noch als ge-
wohnte bitterböse Realsatire zu
behandeln wäre, brach die mehrheitli-
che Zustimmung zu einem NPD-Antrag
alle bisher gezogenen politischen Däm-
me. Denn landesweit und auch im Kreis-
tag war es bisher Konsens, Neonazis im
Parlament zu ächten und ihren Anträ-
gen konsequent und ablehnend zu be-
gegnen. In den öffentlichen Medien
wird diese Zustimmung z. T. als „Be-
triebsunfall“ verharmlost und der SPD-
Fraktionsvorsitzende Noack bedauerte
zwar - wohl auch die mehrheitliche Ent-
haltung (!) der SPD-Fraktion zu einem
Antrag der NPD - relativierte aber, es
ginge ja bei diesem Antrag um nichts In-
haltliches. Was für eine Position und
Botschaft an Politik und Zivilgesell-
schaft. Und dies alles zeitgleich zu ei-
nem neonazistischen Aufmarsch in
Oranienburg, der tagelang vorher an an-
deren Orten verhindert worden war, ins-
besondere durch das Engagement
unserer Kreisvorsitzenden Gerrit
Große. Was für eine Situation für Gerrit
Große, deren Rederecht von Neonazis
unter Mithilfe von Demokraten be-

schnitten wurde. Es gibt persönliche Si-
tuationen, in denen solche trüben
Wasser ein Fass überlaufen lassen kön-
nen. Das ist dann eine persönliche Ent-
scheidung und zugleich ein politisches
Signal. Mit der Niederlegung ihres
Kreistagsmandates wollte Gerrit dieses
Signal setzen. Sie hat dafür unseren
vollen Respekt, unser Verständnis und
unsere uneingeschränkte Solidarität
verdient. Ihre Persönlichkeit und ihre
Fachkompetenz wird uns in unserer
Fraktion fehlen, aber eines ist auch si-
cher: Gerrit wird uns weiterhin tatkräf-
tig auch ohne Kreistagsmandat zur
Verfügung stehen. Ich hatte als Frakti-
onsvorsitzender schon in dieser Kreis-
tagssitzung erklärt, dass dies ein
beschämender Umgang mit Neonazis
und es dringend geboten sei, sich er-
neut zwischen den Fraktionsvorsitzen-
den über diesen Umgang im Kreistag
zu verständigen. Ich erwarte nun kurz-
fristig eine Initiative des Kreistagsvor-
sitzenden in dieser Angelegenheit.
Sollte weiterhin Funkstille herrschen,
werden wir öffentlichen Druck machen.
Bestürzt macht mich, dass der Frakti-
onsvorsitzende der FDP durch seine
Gleichsetzung von „Rot und Braun“
sich nicht nur als geschichtsloser Ge-
selle entlarvt, sondern auch damit den
Brandenburger Konsens der demokrati-
schen Parteien aufkündigt. Und er ver-
lässt damit die stets so hoch gehaltenen
liberalen Grundsätze seiner eigenen
Partei. Und ebenso bestürzt macht
mich, dass auf dieser Kreistagsitzung
unmittelbar nach der Rücktrittserklä-
rung von Gerrit Große wenig Nach-
denklichkeit bei Befürwortern und
Duldern des NPD-Antrages zu erken-
nen war. Stattdessen musste ich beob-
achten, dass einige Prominente aus
Kreistag und Verwaltung nichts anderes
und eiligeres zu tun hatten, als sich
schnellstens deutschtümelnd zu beklei-
den. Was mich in der Auffassung be-
stärkte, dass Deutschtümelei oder
Nationalismus auf und in den Köpfen
gerade in Deutschland das Denkver-
mögen erheblich beeinträchtigen.

Peter Ligner
Vorsitzender der Fraktion

DIE LINKE im Kreistag Oberhavel

Politischer Sprengstoff
Kreistagsmehrheit OHV macht Neonazis salonfähig!
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Gleich an drei Tagen hatte der
Neonazi Sebastian Richter,
stellvertretender Bundesvorsit-

zender der Jungen Nationaldemokraten,
unter dem Motto „Freiheit“ Mahnwa-
chen bei der Polizei angemeldet. Für
den 5. und 7. Juni in Oranienburg und
für den 6. Juni in Hennigsdorf. Die Hen-
nigsdorfer Mahnwache war dem ge-
schäftsführenden Kreisvorstand der
LINKEN erst am Wochenende zuvor be-

kannt geworden, die in Oranienburg
erst wenige Stunden vorher. Es ist be-
sonders unserer Jugendgruppe und der
Hennigsdorfer Genossin, Wera Quoß,
zu verdanken, dass die Mahnwachen
weitestgehend verhindert werden konn-
ten und sich für Hennigsdorf ein breites
Bündnis, über Parteigrenzen hinaus ge-
bildet hat. So gelang es innerhalb weni-
ger Stunden ca. 30 AntifaschistInnen
für die Verteidigung der Demokratie zu

einer Spontandemo in Oranienburg zu
mobilisieren. Am darauf folgenden Tag
in Hennigsdorf waren es dann bereits
weit über 100 BürgerInnen die an der
vom Hennigsdorfer Ratschlag und dem
Ausländerbeirat der Stadt Hennigsdorf
angemeldeten Gegendemo teilnahmen.
SchülerInnen des Puschkin -
Gymnasiums kamen mit Fußballtröten
um 17.30 Uhr zu einer kurzfristig
verabredete spontanen Aktion und
protestierten unter dem Motto "Laut
gegen Rechts". Mit dieser Aktion
wollten sie die Mahnwache stören. Am
Mittwoch kamen dann doch noch ver-
einzelte Nazis nach Oranienburg. Zu
dieser Zeit fand auch ungefähr die bit-
tere Stunde für die Demokratie im
Kreistag statt. Anders als die Mehrheit
im Kreistag hat sich aber die Zivilge-
sellschaft zur Wehr gesetzt und nicht
stillschweigend den Nazis zugestimmt.
Stimmenenthaltungen gibt es leider
noch zu viele. (R.R.)

Es ist schwer zu fassen, aber der Kreis-
tag hat mehrheitlich mit den Stimmen
von CDU, FDP und einigen der Frakti-
on Grünen/ FWO die NPD hoffähig ge-
macht, offenbar mit dem kurzsichtigen
Ziel, eine weitere Diskussion zu Guns-
ten der Mitgliedschaft des Landkreises
im Volkshochschulverband zu verhin-
dern. Einen eigenen Geschäftsordnungs-
antrag stellte keine demokratische
Fraktion, sondern 19 Abgeordnete
stimmten ohne Bedenken für den der
NPD. Nur DIE LINKE und ganz weni-
ge andere, wie der Abgeordnete der Grü-
nen, Thomas von Gizycki, lehnten den
Antrag der Rechtsextremen ab. Viel zu
viele enthielten sich. Eine bittere Stun-
de für die Demokratie in Oberhavel.
Denn dies war ein Vorgang, den es so in
den letzten Jahren in Brandenburg nicht
mehr gab. Den demokratischen Parteien
im Landtag war es zehn Jahre lang ge-
lungen, der rechtsextremen DVU einmü-
tig und konsequent zu begegnen. Die
Konsequenz, die Gerrit Große nach

20 Jahren engagierter Arbeit als Abge-
ordnete und Bildungsexpertin im Kreis-
tag Oberhavel nach dieser großen
politischen Enttäuschung für sich zieht,
sollten alle, die hier gefehlt haben, re-
spektieren. Es gibt keine Rechtferti-
gung für diese beschämende Fehl-
leistung, nicht einmal das Halbfinale
der Weltmeisterschaft im Fußball, das
manche als Entschuldigung gelten las-
sen wollen. Jetzt mit dem Finger auf
Gerrit Große zu zeigen und ihr den
schwarzen Peter für die mediale Auf-
merksamkeit, welche NPD angeblich
gewann, verantwortlich zu machen, ist
obskur und ungeheuerlich. Hoffähig hat
die NPD nicht Gerrit Große und
DIE LINKE gemacht, sondern all dieje-
nigen, die für den Antrag der NPD ge-
stimmt oder sich der Stimme enthalten
haben. Auch von den parallel in Orani-
enburg und Hennigsdorf angemeldeten
Mahnwachen der NPD nahm man offen-
sichtlich im Kreistag mehrheitlich kei-
ne Notiz, im Gegensatz zu vielen

engagierten und protestierenden Bürge-
rinnen und Bürgern. Möge das Signal,
das Gerrit Große setzt, den Ausweg aus
einer Situation weisen helfen, in der es
an Willen zur politischen Verständi-
gung über den Umgang mit der NPD
fehlt. Die Ablenkung durch die Erfin-
dung von „wahren Gründen“ für den
Rücktritt, wie in peinlicher Weise vom
Landrat versucht* (OGA 9. Juli 2010)
ist misslungen. Was bleibt, ist der
schwer zu kompensierende Kompe-
tenzverlust für diesen Kreistag. Mit Re-
spekt für den Sachverstand wie auch
das große politische und soziale Enga-
gement, das mit dem Namen von Gerrit
Große im Kreistag verbunden ist, ha-
ben viele auf den Rücktritt reagiert. Zu-
gleich ist der Schritt als couragiert und
von nötiger Signalwirkung aus vielen
Richtungen bewertet worden. Letzte-
rem schließe ich mich uneingeschränkt
als ihre Mitstreiterin in vielen Bündnis-
sen gegen Rechtsextremismus an.

Angelika Stobinski

Bittere Stunde für die Demokratie
Verständigung zum Umgang mit der NPD fehlt

Mahnwache der Nazis verhindert
Wehrhafte Zivilgesellschaft setzt sich durch

Hennigsdorfer Postplatz am 6, Juni 2010 kein Ort für Nazis Foto: R.R.
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H ätten wir Gerrit Große vor gut
einem halben Jahr gesagt, sie
würde als Vizepräsidentin des

Landtages bald die zweithöchste Reprä-
sentantin unseres Bundeslandes Bran-
denburg sein, sicherlich hätte sie uns
einen Termin bei unserem Hausarzt
empfohlen. Ja, die Hoffnungen, dass
DIE LINKE durch das phantastische Vo-
tum der Brandenburger bei der Land-
tagswahl Regierungsverantwortung
übernehmen könnte, waren schon groß.
Tatsächlich sitzen wir jetzt mit vier Mi-
nistern auf der Regierungsbank, doch
das Bildungsministerium, welches Ger-
rit am meisten am Herzen lag, konnten
wir leider nicht „erobern“.
R.R.: Gerrit, wir alle kennen dich als
unermüdliche Streiterin für eine gute
und gerechte Bildungspolitik. Nun
bist du Vizepräsidentin des Branden-
burger Landtages. Eine Aufgabe, die
dir für deine eigentliche Passion
kaum Raum lässt?
G.G.: Nein, nein, so ist es nicht. Wenn
ich mich nicht in die Bildungspolitik
einmischen könnte, hätte ich sicherlich
ein großes Problem. So habe ich zwar
den Vorsitz des Bildungsausschusses ab-
gegeben, bin dort jedoch weiterhin Mit-
glied und bildungspolitische Sprecherin
unserer Fraktion. In der Tat ist das eine
ungewöhnliche Kombination für eine
Vizepräsidentin des Landtages, doch an-
ders hätte ich das Amt nicht überneh-
men können.
R.R.: Ein Amt, welches doch so völlig
andere Dinge von dir verlangt.
G.G.: Das ist richtig. Ich bin nun in ers-
ter Linie Repräsentantin unseres Bun-
deslandes, und das parteiübergreifend.
Das ist nicht immer einfach und erfor-
dert oft sehr viel Fingerspitzengefühl.
Kompromissbereitschaft gehört einfach
dazu, doch verbiegen werde ich mich
natürlich nicht. Schließlich wissen mei-
ne Gegenüber sehr genau, welcher Par-
tei ich angehöre. Neben den wichtigen
Repräsentationsaufgaben leite ich nicht
selten den Landtag, das schließt natür-
lich auch die Vorbereitung mit ein.
R.R.: Das klingt ganz schön anstren-
gend. Trotzdem machst du keinen un-
zufriedenen Eindruck.
G.G.: Wie überall gibt es auch in mei-

nem Alltag schöne und nicht so schöne
Aufgaben. Zu den schönen gehören für
mich Termine wie der kürzlich in Ra-
vensbrück. Ein Zeitzeugenprojekt der
Landtage Brandenburgs und Mecklen-
burg-Vorpommerns, zu dem jeweils ei-
ne Schule eingeladen war. Das
Oberstufenzentrums Oranienburg war
die brandenburger Schule. Drei Zeitzeu-
ginnen, eine sogenannte „Asoziale“,
dann eine Frau, die ins KZ kam, weil
sie einer russischen Zwangsarbeiterin
Babysachen geschenkt hatte, und eine
polnische Jüdin, die heute in Israel lebt,
standen den Jugendlichen Rede und Ant-
wort. Geschichte mit den Augen Betrof-
fener zu sehen, ist immer wieder auch
für Jugendliche ein ergreifendes Erleb-
nis. Das sind Momente, für die ich dank-
bar bin, die mir Kraft geben. Und du
lernst als Vizelandtagspräsidentin natür-
lich auch jeden Tag tolle Menschen ken-
nen, die sich für unser Land engagieren.
R.R.: Nun bist du ja nicht „nur“ Vi-
zelandtagspräsidentin, sondern auch
Mitglied einer Fraktion, die von der
Oppositions- auf die Regierungsbank
gewechselt ist. Was ist heute anders?
G.G.: Nach dem schwierigen Anfang
kann ich heute sagen, dass wir auf dem
richtigen Weg sind. Das Vertrauen zwi-
schen den Koalitionspartnern wächst
stetig. Was nicht heißt, dass wir in al-
lem einig sind. Das kann auch nicht so

sein. Wir sind zwei verschiedene Par-
teien. In einer Koalition müssen beide
Partner nun einmal Kompromisse bei
der Durchsetzung der Koalitionsverein-
barungen eingehen. Was total anders
und für uns sehr ungewohnt ist, ist das
lange, nicht selten schwierige Abstim-
mungsverfahren mit der SPD. Früher
haben wir einen Antrag in den Landtag
eingebracht und fertig. Jeder konnte ge-
nau unsere Position erkennen. Was aber
nicht heißt, dass wir von unseren Vor-
stellungen bisher nichts umsetzen
konnten. Ich möchte hier nur an den öf-
fentlichen Beschäftigungssektor, den
Kita-Schlüssel, die Musikschulen oder
die Schaffung neuer Referendarstellen
in den Schulen erinnern.
R.R.: Gerrit bleibt bei all dem noch
Zeit für Dich?
G.G.: Naja, viel nicht. Aber wenn doch,
dann nehme ich mir ein Buch. Neu-
lich habe ich gerade ein sehr spannen-
des gelesen, das ich den Leseratten
unter den Genossen gerne empfehlen
möchte. „Der ungeteilte Himmel:
Schauspieler aus der DDR erzählen“
von Ingrid Poss, Peter Warnecke und
Dr. Bärbel Dalichow. Wenn man ein-
mal anfängt zu lesen, fällt es schwer, es
wieder aus der Hand zu legen.
Vielen Dank, dass Du für uns die Zeit
gefunden hast. Das Interview führten

Frank und Astrid Kruse

Interview mit: Gerrit Große
Eine LINKE Brandenburg-Repräsentantin

Gerade von einem Termin als Vitzelandtagspräsidentin zurück, findet Gerrit in
ihrem Garten Zeit für ein Gespräch mit den Roten Reportern, natürlich bei einem
Gläschen roten Wein. Foto: Frank Kruse
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V ier Tage lang hat er seinen 60.
gefeiert. Kein Wunder, Jürgen
Sablotny ist in Oranienburg be-

kannt wie ein bunter oder besser gesagt
roter Hund. In seinem Wohnzimmer ga-
ben sich Familie, Freunde und natürlich
die Genossen am letzten Maiwochenen-
de die Klinke in die Hand. Seine Bärbel
und er haben sich über den vielen Be-
such gefreut und es auch als Anerken-
nung seiner vielen Stunden für unsere
Partei gesehen. Seit Jürgen 1968 Kandi-
dat der SED wurde ist er als Parteiarbei-
ter auf Achse, bemüht, das Beste für die
Menschen um ihn herum zu erreichen.
Dabei war und ist er nicht immer der be-

quemste Partner. „Ich bin nicht immer
nur ein Gutmensch“, kommentiert Jür-
gen die vielen Jahre, die ihn über die
FDJ-Kreisleitung, die Jahre als FDJ-Se-
kretär in den LEW Hennigsdorf, als jun-
ger, 28-jähriger Parteisekretär im
Infrarot in Oranienburg und dann als
Parteisekretär in der Konsumfleischerei
in der Kreisstadt bis hin zu seiner heuti-
gen Arbeit im Stadtvorstand der
LINKEN führten. Wenn er „Unrecht“
wittert, kann er auch sehr ungemütlich
sein. Er scheute sich nicht den Finger
in die Wunde zu legen. Um so größer
war die Enttäuschung, wenn ausgerech-
net seine Genossen ihn nicht verstanden

oder nicht verstehen wollten. „Einmal
hat er als Parteisekretär sogar an Erich
Honecker geschrieben“, erinnert sich
Bärbel. „Er hat eben einen ausgepräg-
ten Gerechtigkeitssinn.“ Sein und Bär-
bels Leben waren und sind eng mit
dieser Partei verwoben. Nur einmal, in
den Monaten als alles, was für ihn so
wichtig war „krachen ging“, da verließ
ihn kurzzeitig der Mut und die Zuver-
sicht. Zu enttäuscht war er von den
täglich auf ihn einströmenden Neuig-
keiten und Enthüllungen, die seine
Partei betrafen. Sein Herz schlug wei-
terhin links, aber er wollte nicht mehr
Mitglied einer Partei sein. Bärbel blieb
es. Als seine früheren Genossen ihn
fragten, ob er für sie bei den Kommu-
nalwahlen antreten würde, überlegte er
genau, ließ er sich Zeit mit der Ant-
wort. Für ihn war klar, entweder würde
er wieder als Genosse kandidieren oder
gar nicht. Nicht nur Genossen wissen
heute wie er sich 1991 entschieden hat.
Ein Infostand, eine Demonstration, ein
Familienfest am Lehnitzsee, eine Pla-
katklebeaktion ohne Jürgen sind un-
denkbar. Er gibt in unserer Stadt der
LINKEN ein Gesicht. Ein Gesicht, dass
ohne seine Bärbel, mit der er seit 1970
verheiratet ist und zwei Söhne großge-
zogen hat, sicherlich ein ganz anderes
wäre. Der 60. von Jürgen ist Grund ge-
nug, ihm einmal ein großes Danke-
schön zu sagen, dafür, dass er –egal
was kam – seinen Idealen immer treu
geblieben ist. Astrid Kruse

Dankeschön Jürgen Sablotny
Ein Gutmensch, der sich selbst nicht so sieht

Wenn Jürgen diskutiert, ist er mit Herz und Verstand dabei. Foto: Frank Kruse

Die Kreisinfo ist eine Mitgliederinformation der Partei
DIE LINKE in Oberhavel und wird herausgegeben von der
Redaktion Rote Reporter beim Kreisvorstand.
V.i.S.d.P.: Gerrit Große / Satz: Ralf Wunderlich
Beiträge sind einzusenden an:
DIE LINKE. Oberhavel; - Redaktion Rote Reporter - ;
Straßburger Straße 24; 16515 Oranienburg;
Email: kreisinfo@die-linke-ohv.de
Ein Anspruch auf Veröffentlichung besteht nicht. Honorare
werden nicht gewährt. Die Redaktion behält sich die
redaktionelle Überarbeitung und Kürzung vor. Redaktions-
schluss der nächsten Ausgabe ist der 24. August 2010.
Am 25. August 2010 trifft sich die AG Rote Reporter in der
Kreisgeschäftsstelle um 18.30 Uhr zur Redaktionssitzung.

Kontakt zur LINKEN in Oberhavel
DIE LINKE. Oberhavel; Straßburger Straße 24;
16515 Oranienburg;
Geschäftsstelle: 03301 20 09 90
Email: info@die-linke-ohv.de
Gerrit Große (MdL): 03301 20 09 94
Email: gerrit.grosse@die-linke-ohv.de
Torsten Krause (MdL):0800 85 72 873
Email: buergerbuero@torstenkrause.eu
Kreisgeschäftsführer: 0171 93 01 616
Email: geschaeftsfuehrer@die-linke-ohv.de
Im Internet ist unsere Mitgliederzeitschrift unter
www.dielinke-oberhavel.de>> Kreisverband
>> Kreismitgliederzeitschrift erhältlich.

Impressum / Kontakt
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Ein heller freundlicher Saal, so
wie im Bärenklauer Dorfkrug,
wo sich am 26. Juni gut 80

Oberhavler Linke zur Programmdiskus-
sion einfanden, schafft schon eine posi-
tive Atmosphäre. Die Tagung ging auch
gleich gut los, ein in Deutschland leben-
der griechischer Linker erklärte seinen
Eintritt in die Partei DIE LINKE und
wurde durch die Mitgliederversamm-
lung einstimmig aufgenommen. Die
Diskussion zum Programmentwurf war
durchgehend konstruktiver Natur und
wird bis zum Programmkonvent im No-
vember 2010 fortgeführt. Der Entwurf
soll 2011 per Mitgliederentscheid, ggf.
in ergänzter bzw. geänderter Form, be-
schlossen werden. Einer der Genossen
wünschte sich eine geschärfte Positio-
nierung zur Friedenspolitik und eine Se-
niorin forderte grundlegende Aussagen
zur Seniorenpolitik im Programm. Ger-
rit Große sagte in ihrer gut einstündigen
Rede: „Wir müssen mit unserem Pro-
gramm die gesellschaftlichen und politi-
schen Verhältnisse analysieren und die
Wege zur Überwindung beschreiben.“
Weiter übte sie deutliche Kritik am Re-
gierungshandeln von „Schwarz-Gelb“
im Bund. Erste Proteste gegen das unso-
ziale Sparpaket gab es bereits am

12. Juni in Berlin, wo ca. 20.000 Men-
schen ihren Protest auf die Straße brach-
ten. Günter Pioch, der in acht
Ortsverbänden die Programmdiskussion
moderierte, berichtete von den unter-
schiedlichen Diskussionsständen. Über
die Kampagne „Gesundheit ist keine
Ware!“ informierte der junge Genosse
Patrick Zechel und forderte alle Anwe-
senden auf, sich aktiv an dieser zu betei-
ligen. „Gesundheit ist ein öffentliches
Gut, das jedem und jeder gleicherma-
ßen zusteht. Es darf nicht abhängig ge-
macht werden vom Geldbeutel des
Einzelnen und erst recht nicht zum Lu-
xusgut mutieren.“, so Genosse Zechel.
Dass bei den Finanzen der LINKEN
alles mit rechten Dingen zuging, stellte
der Bericht der Finanzrevisionskommis-
sion fest, der die Grundlage zur Entlas-
tung des Kreisvorstandes für 2009
bildete. Die beiden Sprecher der Redak-
tion "Rote Reporter", Stefanie Rose und
Lukas Lüdtke, die mit Anfang 20 zu
den jüngeren Mitgliedern gehören, stell-
ten das „Kreisecho“ vor. Das weitestge-
hend mit regionalen Themen besetzte
Blatt wird in einer 10.000 Auflage an
die Oberhavler verteilt und ist zusätz-
lich auf der Internetseite unter
www.dielinke-ohv.de zu lesen. „Ich den-

ke, unsere Mitglieder führen zur Zeit
hoch motiviert die Programmdiskussi-
on ohne dabei die täglichen politischen
Aufgaben aus den Augen zu verlie-
ren.“, so Wunderlich nach der Tagung.

Quelle: www.dielinke-ohv.de

Gesamtmitgliederversammlung
LINKE hoch motiviert für Programmdiskussion

Elias Boras aus dem Löwenberger
Land wurde durch die Mitgliederver-
sammlung einstimming als Neumitglied
aufgenommen. Foto: Ralf Wunderlich

V om 14. bis 25. Juni machten
Eduard Reimisch und ich ein
freiwilliges zweiwöchiges

Schülerpraktikum in der Geschäftsstelle
der LINKEN Oberhavel. Wir absolvier-
ten gerade die 10 Klasse an der Tor-
horstschule – Gesamtschule in
Oranienburg und kommen im nächsten
Schuljahr in die gymnasiale Oberstufe.
Ich bin Mitglied der Partei DIE LINKE
und möchte mich auch für diese enga-
gieren. So kam es, dass ich bei unserem
Kreisgeschäftsführer nach einem Prakti-
kumsplatz für uns beide nachfragte. In-
teresse an Politik haben Eduard und ich
schon länger. Die uns übertragenden
Aufgaben waren sehr interessant. Unter
anderem wurden wir mit dem Projekt
der Mitgliedergewinnung in unserer Al-
tersgruppe betraut und haben ein erstes

Konzept dazu erarbeitet. Hierbei konn-
ten wir unsere PC Kenntnisse vertiefen
und erstellten eine Präsentation von un-
seren Überlegungen. Die Begleitung
der Landtagsabgeordneten Gerrit Große
und ihrer Mitarbeiterin Angelika Stobin-
ski vermittelten uns einen kleinen Ein-
blick in die Arbeit einer Landtags-
abgeordneten in ihrem Wahlkreis. Vom
Besuch des Großen Kinderfestes im
Kurt-Mühlenhaupt-Museum in Bergs-
dorf haben wir einen Artikel für die Par-
tei - Internetseite geschrieben. Mit Ralf
Wunderlich betreuten wir einen Info-
stand auf dem Marktplatz in Gransee
und konnten den Nordkreis etwas ken-
nen lernen. Da an diesem Tag auch Tors-
ten Krause (MdL) vor Ort war, nutzen
wir die Gelegenheit um uns über seine
Wahlkreisarbeit zu informieren. Die lo-

gistische Arbeit der Verteilung des
Kreisechos auf die Ortsverbände war
zwar nicht ganz so spannend. Sie ge-
hört aber eben zu den Aufgaben einer
Kreisgeschäftsstelle. Ich würde mich
wieder für ein Praktikum bei der
LINKEN entscheiden. Dennis Henne

Dennis Henne und Eduard Reimisch
mit Scheck von Gerrit Große für das
Kinderfest Foto: Angelika Stobinski

Praktikum war interessant
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I m Rahmen des Oranienburger
Stadtfestes fand am 26.6.2010
auch die Demokratiemeile statt. Ne-

ben U.R.I., der AG gegen Rechts des
Runge-Gymnasiums und der LINKEN
konnten wir auf vielfältige Weise die
BesucherInnen auf ihre demokratischen
Grundrechte aufmerksam machen. De-
mokratie bedeutet, sein Umfeld mitzu-
gestalten. Das setzt für viele Themen
eine besondere Aufmerksamkeit voraus.
Deswegen war es für uns eine Selbstver-
ständlichkeit, dass die Eierkuchen, die
wir an unserem Stand anboten, zum
Selbstkostenpreis verkauft wurden und
sowohl „fairtrade“, also fair gehandelt
sowie „öko“ waren. Denn wer mitgestal-
ten will, muss sich persönlich verant-
wortlich fühlen und kann
menschenverachtende Produktionsbe-

dingungen und Zerstörung der Natur
nicht akzeptieren. „Fairtrade“ und
„Öko“ sind also keine Zeichen für nai-
ves Gutmenschentum und dienen nicht
der Selbstdarstellung. Sie bedeuten,
dass es möglich und nötig ist, gerecht
und umweltfreundlich zu sein. Wer das
glaubhaft vermitteln will, muss bei sich
selbst anfangen. Bei Demokratie geht
es auch immer um Vertrauen. Wie sieht
es mit dem Vertrauen aus, welches der

Staat seinen BürgerInnen entgegen
bringt? Er nimmt uns bei wichtigen
Fragen lieber aus der Verantwortung.
Aus aktuellem Anlass stellte sich uns
die Frage: Warum sollte in einer Demo-
kratie, in einer Volksherrschaft also,
nicht das Volk darüber entscheiden,
wer das höchste Amt im Land vertritt?
Wie wäre die Bundespräsidentenwahl
ausgegangen, wenn wir alle per Volks-
entscheid unsere Stimme abgegeben
hätten? Entspricht der Afghanistan-Ein-
satz wirklich noch den Interessen der
Bevölkerung? Warum fragt uns nie-
mand, ob der Schlosspark abgeschlos-
sen werden muss oder kostenlos für
alle zugänglich sein sollte? Diese Fra-
gen lassen wir VertreterIinnen diskutie-
ren, die lediglich von einer Mehrheit
gewählt wurden. Was ist aber, wenn
sich die Bevölkerung die Fragen selber
stellt und sie beantwortet? Auf der De-
mokratiemeile konnte sie das. Jede Be-
sucherin und jeder Besucher konnte bei
uns einen Zettel in die Wahlurne wer-
fen. Und siehe da, offensichtlich war
ausgerechnet die „Minderheit“ derer
auf der Demokratiemeile, die für einen
Volksentscheid in Sachen Bundespräsi-
dent_in, gegen den Afghanistan-Einsatz
und für einen freien Schlosspark sind!
Wir hoffen, dass wir als Linksjugend
[‘solid] Oberhavel die Menschen auf
dem Fest zum Nachdenken anregen
konnten und vielleicht auch das eine
oder andere Parteimitglied.

Thomas - David Lühmann

„Oranienburg l(i)ebt bunt“
Was Demokratie mit Eierkuchen zu tun hat

Links der Stand der Linksjugend Solid und rechts der Partei DIE LINKE der
durch unsere Jugend betreut wurde Foto: Angelika Stobinski

Ich möchte mich auf diesem Weg noch einmal bei den Mitgliedern und Sympati-
santInnen der Linksjugend Solid Oberhavel dafür bedanken, dass sie so unkom-
pliziert und nach meiner Meinung sehr kreativ unseren Parteistand betreut
haben. Wir haben zeitgleich eine Gesamtmitgliederversammlung in Bärenklau
durchgeführt. Die Solid-Gruppe wird immer größer und auch junge Frauen
haben am Stand Eierkuchen und Material verteilt, das macht deutlich, dass wir
eine ansprechende Jugendgruppe in Oberhavel-Süd haben.

Ralf Wunderlich, Kreisgeschäftsführer DIE LINKE Oberhavel

Ideen-Workshop Mitgliedergewinnung
Liebe Genossinnen und Genossen,

am 10. September 2010möchten wirab 18.00 Uhr in der Kreisgeschäftsstelleeinen Ideenworkshop durchführen.

Bitte helft uns bei der Suche nach neuen Möglichkeiten der Mitgliedergewinnung. Zu unserer Zielgruppe gehören alle

Altersklassen, von der Schülerin bis zur Rentnerin.

Bitte sorgt dafür, dass aus jedem Ortsverband Mitglieder vertreten sind!
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A usgangspunkt dieses Abschnit-
tes ist die Zielstellung, eine so-
zialistische Gesellschaft

aufzubauen. Dazu ist als Voraussetzung
die Dominanz des kapitalistischen Ei-
gentums in der Wirtschaft zu überwin-
den und einen sozialen Rechtsstaat zu
entwickeln. Die entscheidende Frage ge-
sellschaftlicher Veränderung sei die Ei-
gentumsfrage, weil wirtschaftliche
Macht auch politische Macht bedeutet.

Ausgangslage: Privatisierung – der
Kapitalismus wird kapitalistischer

Wir erleben als Kernprojekt des Neoli-
beralismus die Privatisierung öffentli-
cher Güter. Bereits von 1990-2001
betrugen die Privatisierungserlöse in
den OECD-Ländern 600 Mrd. Dollar,
in Deutschland 25 Mrd. €. Soziale Er-
rungenschaften und die öffentliche Be-
reitstellung wichtiger Grundgüter des
Lebens werden rückgängig gemacht.
Auch die Erdatmosphäre als öffentli-
ches Gut wird mit dem Emissionshan-
del der Warenwelt einverleibt.
Sicherheit der Bürger und selbst Krieg
werden Felder der Privatisierung. Die
öffentliche Finanzierung von Bildungs-,
Gesundheits-, Verkehrsleistungen und
von öffentlicher Daseinsvorsorge allge-
mein, seien als „Wettbewerbsfäl-
schung“ zu betrachten und sollen
auslaufen. Dadurch sollen die öffentli-
chen Ausgaben reduziert und der Sozi-
alstaat in einen Wettbewerbsstaat

verwandelt werden, , heißt es in der
EU-Dienstleistungsrichtlinie GATS.
Durch neoliberale Steuerpolitik wird
ein „Aushungern des Staates“ betrie-
ben. In den Jahren 2001-2004 entstand
durch Steuersenkungen für Unterneh-
men ein Steuerausfall von 91,1 Mrd. €
gegenüber dem Jahr 2000. Die daraus
resultierende politisch herbei geführte
Finanzknappheit des Staates wird zur
Begründung nächster Privatisierungs-
schritte missbraucht. Das Resultat der
Privatisierung wird deutlich: ein unge-
heurer Umbau der Verteilungsverhältnis-
se zugunsten der Reichen und eine
massive Schwächung des öffentlichen
Sektors. Das führt zum Abbau öffentli-
cher Verantwortung und damit zur Ent-
demokratisierung. Die Sozialstaaten
erodieren. Sie verwandeln sich in Wett-
bewerbsstaaten, die unter dem Druck
der Weltmarktkonkurrenz Löhne senken
müssten, um die nationalen Standorte
wettbewerbsfähig zu halten. Die Re-
allöhne sind hierzulande stärker gesun-
ken als anderswo in der EU.

Der Wandel in der
Privatisierungspolitik

Den Versprechungen wie Kosten- und
Preissenkungen, Bürokratieabbau, Effi-
zienzsteigerung usw. folgte eine dürre
Wirklichkeit und die Privatisierungspo-
litik wird zunehmend öffentlich proble-
matisiert. Man erkennt die
Gerechtigkeits- und Demokratiedefizi-

te, die sich aus ihr ergeben. Aber es gibt
auch tatsächlich einen Wandel in ihr.
Große Privatisierungserlöse gab es in
der EU vor allem zwischen 1971-
1992/93 in den alten EU-Mitglieds-
staaten. Die sogenannte „goldenen Jah-
re“ der Nachkriegsperiode mit hohen
Wachstumsraten und geringer Arbeits-
losigkeit waren vorbei. Dem wollte
man mit der Privatisierung begegnen.
Die sozialen Errungenschaften, die er-
reicht wurden, standen zur Disposition.
Seit 2004 gehen die Erlöse aus Privati-
sierungen zurück. Es gibt kein schnel-
les Tafelsilber mehr. Dennoch stehen
wir vor einer neuen Runde der Privati-
sierung, es sei denn, es gibt stärkeren
Widerstand in der Bevölkerung. Bei
den bisherigen Privatisierungen waren
meist nur die Beschäftigten betroffen.
Doch nun geht es um die Bereiche Ge-
sundheit, Bildung, Wohnen, Altersver-
sorgung und Umwelt. Die unmittelbare
Betroffenheit ist hier weitaus größer.
Wenn dieser Entwicklung nicht poli-
tisch Einhalt geboten wird, geht diese
Privatisierungspolitik bis zum bitteren
Ende weiter!

Erika Schulz, Kremmen

Programmdebatte Abschnitt III
Demokratischer Sozialismus im 21. Jahrhundert

Die Regierung gibt den Reichen
Geld und verkauft ihnen dann für
einen Bruchteil dieses Geldes die
eigenen Vermögenswerte.

(Hufschmid 2007)

Einladung des Kreisvorstandes
an die Mitglieder des Kreisverbandes Oberhavel

Diskussion mit Prof. Dr. Günter Benser und Günter Pioch zum Thema:

Historische Notwendigkeit zur Überwindung der Spaltung der Arbe iterklasse

unter anderem zur "Zwangs-" Vereinigung 1946 von KPD und SPD zur SED

am 22.09.2010 um 19.30 Uhr im Bürgerzentrum Oranienburg

Albert-Buchmann-Str. 17 / Ecke Walter-Bothe-Str.; 16515 Oranienburg
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B undeswirtschaftsminister Rai-
ner Brüderle (FDP) fordert die
Abschaffung der Rentengaran-

tie. Das würde bedeuten, dass bei
sinkenden Reallöhne auch die Renten
sinken werden. Die seniorenpolitische
Sprecherin unserer Landtagsfraktion,
Irene Wolff-Molorciuc, warnt davor das
als „Sommerloch-Theater“ abzutun und
die Sparwut der Bundesregierung zulas-
ten der Ärmeren und Schwächeren
nicht zu unterschätzen. „Die Unterstüt-
zung des Vorschlags von Brüderle
durch CDU-Bundestagsabgeordnete
zeigt doch nur den Versuch zu testen,
wie weit der Sozialabbau getrieben wer-

den kann. Aus dem Start eines solchen
Versuchsballons ist schon häufig bittere
Realität geworden. Schwarz-Gelb sollte
endlich ernsthaft darüber
nachdenken, wie die
Rentenkassen gefüllt
werden können.
Der Vorschlag der
LINKEN zur
Schaffung einer
Bürgerversicherung
liegt lange schon
auf dem Tisch.“,
sagte Irene. DIE
LINKE hat bereits im
Mai letzeten Jahres 17 An-

trägen zum Thema Rente im Bundestag
ohne Erfolg zur Abstimmung gestellt.
Sie wollte erreichen, dass Ungerechtig-

keit und Diskriminierungen der
Rentenüberleitung für jetzi-

ge und künftige Rentne-
rinnen und Rentner
endlich abgeschafft
werden. Bei der im
letzten Jahr durchge-
führten Rentenkampa-
gne bekamen wir nicht

nur von unseren Wähle-
rInnen Zustimmung für

unsere Forderungen.
Ralf Wunderlich

M an kann es auch so sagen:
Die Veröffentlichung des
Programmentwurfes wirkte

auf die Orts- und Stadtverbände der
LINKEN im Kreis Oberhavel wie ein
Signal, sich mit dem jetzigen Zustand,
vor allem aber mit dem weiteren Weg
der Partei auseinander zu setzen. Dass
der Kreisvorstand mit der Einladung
von Dietmar Bartsch nach Schildow be-
reits am 3. Februar d. J. einen vorgezo-
genen Auftakt zur Debatte über unsere
zukünftige Programmatik erreichte, hat
seine zündende Wirkung für den weite-
ren Verlauf unserer Diskussion nicht
verfehlt. Wie die Erfahrungen mit dem
Umgang von Parteiprogrammen zeigen,
ist die breite Auseinandersetzung mit
ihm bis zur Beschlussfassung die wirk-
samste Phase im Leben der Partei. Hier
ist jeder angeregt, ja aufgefordert, sich
selbst Antworten zu geben zum bisheri-
gen Weg der Partei, zum eigenen Bei-
trag bei der Umsetzung der bisherigen
Ziele und zu den großen strategischen
Aufgaben, deren Realisierung sich
durch die zahlreichen linken Reformpro-
jekte vollziehen soll. Ohne Frage ist die
Debatte innerhalb der Parteigruppen
bzw. des Ortsverbandes um ein vielfa-
ches fruchtbarer als die sonstige tägli-
che Parteiarbeit. Das war sowohl dort
sichtbar, wo man sich zu einer ersten
Aussprache über den Entwurf zusam-
menfand und sich über die ersten Ein-
drücke austauschte, wo man die ersten

Wertungen aus anderen Parteien zu un-
serem Dokument vernahm, aber auch
Stimmen aus verschiedenen Leitungs-
ebenen und Gliederungen unserer Partei
laut wurden. Das hat sehr viele Mitglie-
der unseres Kreisverbandes angeregt,
sich das Programm vorzunehmen bzw.
sich die angesprochenen Kapitel genau-
er anzusehen, z.B. die Krise des Kapita-
lismus und wie DIE LINKE ihr
begegnet, der demokratische Sozialis-
mus und mit wem er zu erreichen ist,
die Lösung der Eigentumsfrage und die
Möglichkeit bzw. Realität, sie in nur ei-
nem Land zu lösen. In mehreren Orts-
und Stadtverbänden wurden zur Diskus-
sion über derartige Themen bereits wei-
tere Veranstaltungen durchgeführt.
Zahlreiche weitere sind bereits ange-
setzt bzw. terminlich festgelegt. Meine
Einschätzung zum bisherigen Verlauf
der Programmdebatte geht von durch-
weg tiefgründigen und sehr sachlichen
Aussprachen aus. Kritische Ansätze im
Meinungsaustauschwie bei den Fragen
„strenge parlamentarische Kontrolle
oder Verbot von Geheimdiensten“, „Ver-
staatlichung von Schlüsselindustrien“
und weiteren sind als Ausdruck einer
sachlichen Wahrnehmung des gesell-
schaftlichen Umfeldes zu sehen. An der
Frage „Woher wir kommen und wer wir
sind“ werden sich auch nach Ende der
Programmdiskussion viele weitere Fra-
gen und vor allem Emotionen ranken.
Der Entwurf ist ein guter Anlass, gera-

de zu diesem Abschnitt weitere Ge-
sichtspunkte in die Debatte
einzubringen. Dem Hinweis von Bernd
Ihme von der Programmkommission,
veröffentlicht im „Disput“, Juliausgabe,
werden wir im Kreisverband jederzeit
folgen können und auch so agieren:
„Wir sollten Streit nicht scheuen, son-
dern bewusst eine kritische Auseinan-
dersetzung anstreben. Die Vielfalt von
Meinungen und Sichten in der Analyse
der gesellschaftlichen Realität und zu
den notwendigen Veränderungen soll-
ten wir als Gewinn für den Lern- und
Erkenntnisprozess ansehen, der die
Mitglieder zu gemeinsamem Handeln
zusammenführt. Ohne streitbare inhalt-
liche Debatten kann DIE LINKE kaum
zu einer wirklich gesellschaftsverän-
dernden Kraft werden. Erst in der Aus-
einandersetzung und im Streit kann
immer wieder herausgefunden und her-
ausgebildet werden, was linke Politik
in einer jeweiligen gesellschaftspoliti-
schen Situation bedeuten und leisten
kann. Mit Streit und Konflikten gilt es
in der LINKEN so umzugehen, dass ei-
ne lebendige Entwicklung der Partei
gefördert und nicht dogmatische Enge
und verordnete Geschlossenheit er-
reicht wird. Aber wir wissen auch, dass
im Streiten („um des Kaisers Bart“)
ebenso ein enormes destruktives Poten-
zial enthalten ist, das gemeinsames
Handeln blockieren und letztlich ver-
hindern kann. Günter Pioch

Kritische Auseinandersetzung anstreben

Angriff auf Rentengarantie
Unterstützung durch CDU - Bundestagsabgeordnete
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D er ansonsten wenig systemkri-
tische Knaur-Verlag bewies
mit diesen beiden Büchern

den „richtigen Riecher“. Thomas Wiec-
zorek (geb. 1953), Politologe, Journa-
list, Satiriker mit Stationen bei der
Frankfurter Rundschau, dem Deutsch-
landfunk und bei „Eulenspiegel“, brach-
te 2009 bei Knaur sein aufklärerisches
Buch „Die verblödete Republik“ mit
dem Untertitel „Wie uns Medien, Wirt-
schaft und Politik für dumm verkaufen“
heraus. Titel und Untertitel versprechen
nicht eine Silbe zuviel, so penibel hat
Wieczorek recherchiert, was hinter der
veröffentlichten Meinung steht, und vor
allem, wer. Ob es der neoliberale Glau-
benssatz von der „unsichtbaren Hand
des Marktes“ ist, die gottgleich die Welt
des Kapitalismus zum Besseren lenkt,
ob es die Zauberformel „Die Privaten
können es besser“ ist, die immer dann
bemüht wird, wenn es öffentliche Güter
zu verscherbeln gilt, Wieczorek führt
mit Beispielen aus unserer Gegenwart
diese Phrasen ad absurdum. Seit wann
müssen sich etwa Sozialleistungen
selbst tragen? Wieczorek legt offen,
dass es sich hierbei lediglich um Be-

gleitideologien zur Entlastung der Rei-
chen und Belastung der Arbeitenden
handelt, hinter denen in der Regel „Ex-
perten“ stehen, die der „Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft“, entstammen,
einer straff organisierten und von der In-
dustrie bezahlten marktradikalen Ge-
hirnwäschetruppe. Wer am Infostand
Argumente braucht, um den Menschen
einmal drastisch, aber lebensecht zu ver-
mitteln, wie der moderne Kapitalismus
funktioniert, der sollte einen Blick hin-
ter die Kulissen der verblödeten Repu-
blik werfen. Gleiches gilt für den
taufrischen Nachfolgeband „Die geplün-
derte Republik“, der uns endlich einmal
nachvollziehbar vor Augen führt, was ei-
gentlich passiert, wenn Banken sich mit
„toxischen Papieren“ verspekulieren,
wie „Rating-Agenturen“ vorgehen,
warum „Swaps“ und „CDS“ in privater
Hand eine brandgefährliche Waffe ge-
gen Staaten und arbeitende Menschen

sind. Und Wieczorek verzichtet dan-
kenswerter Weise nicht darauf, uns ei-
nige dieser „Experten“ näher
vorzustellen: Hans-Werner Sinn, Bert
Rürup, Arnulf Baring, Hans-Olaf Hen-
kel etwa. Er hätte noch Wolfgang Cle-
ment und Friedrich Merz hinzunehmen
sollen, die ebenfalls regelmäßig bei Ill-
ner & Co. die Hirne des Fernsehvolkes
neoliberal „gleichrichten“ sollen. Wer
darüber hinaus wissen will, wann die
Jahrhundertkrise des Kapitalismus ei-
gentlich ihren Anfang nahm, der findet
hier eine „Krisenchronik“, beginnend
bereits im Februar 2007. Da wurde
noch emsig verschwiegen oder be-
schwichtigt.
Das Schöne an beiden Bänden ist, sie
kosten nur jeweils 8,95 €. Für uns
LINKE, die aufklären wollen und müs-
sen, sind diese Bände eine ungemein
wertvolle Hilfe.

Holger Czitrich-Stahl, Glienicke

Zwei Bücher für den Durchblick
Bestseller für die Wut: „Die verblödete Republik“ und „Die geplünderte Republik“ von Thomas Wieczorek

Thomas Wieczorek:
- Die verblödete Republik. Wie uns Medien, Wirtschaft und Politik für

dumm verkaufen, Knaur Taschenbuch-Verlag, München 2009;
- Die geplünderte Republik. Wie uns Banken, Spekulanten und Politiker in

den Ruin treiben, Knaur Taschenbuch-Verlag, München 2010.

Z ur Sache: Ein Flüchtling aus
dem Iran (M.) - seit Jahren in
Hennigsdorf lebend -, dessen

Abitur hierzulande nicht anerkannt wur-
de, hat in Eigeninitiative in Berlin
Deutsch und Englisch gelernt und sei-
nen Hauptschulabschluss bestanden. In
Berlin bekam M.ein Zeugnis und vom
Landkreis eine Anzeige wegen Versto-
ßes gegen die Residenzpflicht. Sein vor
Jahren gestellter Antrag, zur Schule
nach Berlin zu fahren war abgelehnt
worden und seine „Fahrten“ waren so-
mit illegal. Ich kenne niemanden in mei-
nem Freundes- und Bekanntenkreis, der
die harte Gangart der Ausländerbehörde
des Landkreises Oberhavel Asylbewer-
bern wie dem Iraner M. und dem Vietna-
mesen Xuan Khang Ha und seinem
Jungen gegenüber nachvollziehen kann
oder gar begrüßt. Zumindest meldet
sich niemand von denen öffentlich zu
Wort. Das wundert etwas, denn es gibt
viel zu viele Befürworter einer rigiden

Ausländerpolitik und die sitzen man-
ches Mal auch noch an einflussreichen
Stellen. Nicht nur dass Staatsangestell-
te, wie in den geschilderten Fällen, kalt
und bürokratisch handeln. Sie spielen
leider auch denen in die Hände, die
sich kürzlich mit einem Transparent am
Zugangsweg zum Boddensee in Birken-
werder aufstellten und den Besuchern
des Festes von Nordbahngemeinden mit
Courage trutzig ein Transparent entge-
genhielten: „Heute tolerant, morgen
fremd im eigenen Land“. Ist man sich
in den Amtsstuben dieser fatalen Alli-
anz bewusst, wenn man fahrlässig Aus-
länder kriminalisiert? In Zeiten der
ernsthaften Prüfung und Diskussion der
Residenzpflicht der Regierungen von
Berlin und Brandenburg* hätte es erst
recht andere Möglichkeiten gegeben,
sich zu entscheiden und im Gegensatz
zur erfolgten Anzeige die vollbrachte
Leistung zur Integration zu würdigen.
Vielleicht sind die zur Entwicklung von

Empathie beliebten Rollenspiele geeig-
net, so kalt agierende Beamte durch das
Erleben permanenter Existenz- und To-
desangst, von der Asylsuchende oft be-
troffen sind, davon zu überzeugen,
wenigstens ihre Ermessensspielräume
als Zeichen von Menschlichkeit auszu-
nutzen und nicht dazu beizutragen,
hilfsbedürftige Menschen zu kriminali-
sieren. Angelika Stobinski

und Uwe Kertscher
*Im März wurden die Pläne für eine
Aufhebung der Residenzpflich in der
Region Berlin-Brandenburg aus juristi-
schen Gründen zunächst aufgegeben.
Ein neues Rechtsgutachten machte ei-
ne neue Möglichkeit deutlich. In Bran-
denburg hat das Kabinett eine
Verordnung über das vorübergehende
Verlassen des Bereichs der Aufenthalts-
gestattung beschlossen, teilte uns
Bettina Fortunato von der Linksfraktion
im Brandenburger Landtag in einer
Pressemitteilung mit.

Oberhavel: Kein guter Ort für Asylbewerber
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16. August 2010, 14.00 UhrTreff der AG Senioren in der Geschäftsstelle
Oranienburg zum Thema: Ebert und Ebert – zwei deutsche Staatsmänner Referent:
Dr. Norbert Podewin

17. August 2010, 18.30 Uhr- Kreisvorstandssitzung der LINKEN Oberhavel, Ort
folgt mit Einladung oder in der Geschäftsstelle erfragen

30. August 2010, 19.00 Uhr- Mitgliederversammlung des Ortsverbandes Hohen
Neuendorf zum Thema: Finanzen in Stadt und Land, zu GastStaatssekretärin
Daniela Trochowski, Ort: Hohen Neuendorf,Stadthalle Waldstraße

1. September 2010- Aktion zum Weltfriedenstag in Oberhavel, Einzellheiten
folgen über Sofortinfo

9. September 2010,18.30 Uhr - Fraktionssitzung der Fraktion DIE LINKE im
Kreistag Oberhavel in der Kreisgeschäftsstelle, Straßburger Straße 24 in
Oranienburg

10. September 2010,18.00 Uhr - Ideen-Workshop zur Mitgliedergewinnung in der
Kreisgeschäftsstelle, Straßburger Straße 24 in Oranienburg

14. September 2010,18.30 Uhr - Kreisvorstandssitzung der LINKEN Oberhavel,
Ort folgt mit Einladung oder in der Geschäftsstelle erfragen

18. September 2010,- Versammlung des Ortsverbandes Hennigsdorf und Velten
zur Programmdebatte zum Abschnitt II. Krisen des Kapitalismus – Krisen der
Zivilisation

18. September 2010,- Regionalkonferenz 1 zur Programmdebatte für fünf
Landesverbände, in Rostock (Stadthalle) Anmeldung erforderlich! Bitte in der
Kreisgeschäftsstelle melden!

18. September 2010- Großdemo in Berlin Atomkraft: Schluss jetzt!

20. September 2010, 16.00 Uhr- Treff der AG Senioren in der Geschäftsstelle
Oranienburg zum Thema:20. Jahrestag des Beitrittes der DDR zur BRD - eine
kritische Bestandsaufnahme aus Sicht der LINKEN mit Dr. Stefan Bollinger

22. September 2010, 19.30 Uhr- Diskussion mit Prof. Dr. Günter Benser und
Günter Pioch zum Thema: Historische Notwendigkeit zur Überwindung der
Spaltung der Arbeiterklasse unter anderem zur "Zwangs-" Vereinigung 1946 KPD
und SPD zur SED Ort: Bürgerzentrum OranienburgAlbert-Buchmann-Str. 17 /
Ecke Walter-Bothe-Str.; 16515 Oranienburg

30. September 2010, 18.30 Uhr- Fraktionssitzung der Fraktion DIE LINKE im
Kreistag Oberhavel in der Kreisgeschäftsstelle, Straßburger Straße 24 in
Oranienburg

Wir gratulieren allen Geburtstagskin-
dern der Monate Juli und August.

Geburtstagsgrüße gehen insbesondere
im Juli zum 90. an: Helmut Löwe
nach Bergfelde, Rudi Lockhoff nach
Hohen Neuendorf, Heinz Hoffman und
Editha Kocks nach Borgsdorf;
zum 80. an: Ursula Heil nach
Oranienburg, Gerhard Gaeth nach
Gransee und Siegfried Katzorreck
nach Hohen Neuendorf;
zum 75. an: Kurt Körner nach Gransee
und Herbert Richter nach Oranienburg;
zum 70. an: Horst Tammer nach
Mühlenbeck und Klaus Rümmler nach
Oranienburg;
zum 60. an: Margrit Ohm nach
Liebenwalde und Angelika Stobinski
nach Hohen Neuendorf.
im August zum 85. an: Ingeborg
Küsel-Lange nach Bergfelde;
zum 80. an: Hildegard Fetting nach
Falkenthal
zum 75. an: Marion Dietzel nach
Glienicke;
zum 70.an: Brigitte Rosadzinski nach
Oranienburg;
zum 65. an: Christel Schitko nach
Hennigsdorf

Aus Platzmangel mussten wir auf fol-
genden Artikel verzichten:
• Der Ortsverband DIE LINKE
Glienicke / Nordbahn wird 20, ein
Zeitzeuge berichtet von seiner
Entstehung.
Er wird auf unserer Internetseite
veröffentlicht und kann in der
Kreisgeschäftsstelle gelesen werden.

Wir gratulieren!

Termine

Banner Quelle © www.campact.de

aus Platzmangel

Einladung in die Kleine Galerie von Gerrit Große

Ausstellung der Oranienburger Künstlerin Ulla Daiber-Kielczynski. Sie steht
unter dem Motto:

„kunst und poly-tick. enfantastische sichtweisen“.
Sie wird noch bis zum 30. September 2010 im Wahlkreisbüro, Straßburger
Straße 24 in Oranienburg zu sehen sein. Zugänglich ist sie werktags: Montag
und Freitag 9.00-13.00 Uhr, Dienstag bis Donnerstag von 9.00-16.00 Uhr
und nach Vereinbarung.

Ausstellungseröffnung am 5. Juli im
Wahlkreisbüro von Gerrit Große (MdL)

Foto: Angelika Stobinski
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Kreisinfo DIE LINKE Oberhavel

So lautet das Motto der Gesund-
heitskampagne welche
DIE LINKE ab September bun-

desweit startet. Mit ihr wollen wir für ei-
ne gerechte und soziale Bürgerinnen-
und Bürgerversicherung, die das Soli-
darprinzip aufrechterhält, werben. Die-
se haben wir bereits im Wahlkampf
2005 gefordert und damit der von der
CDU geforderten Kopfpauschale eine
Alternative entgegengesetzt. In unse-
rem Wahlprogramm 2005 hieß es: „Die
Linkspartei.PDS will eine solidarische
Bürgerversicherung, die letztlich alle
Berufsgruppen und Einkommensarten
in die gesetzliche Krankenversicherung
und in die Pflegeversicherung einbe-
zieht. Gerade die Einkommensstärkeren
sollen sich an der Finanzierung eines so-
lidarischen Gesundheitssystems beteili-
gen und nicht in die privaten Kassen
ausweichen können. Die Beitragsbemes-
sungsgrenze soll in einem ersten Schritt
auf 5.100 Euro angehoben und später
ganz aufgehoben werden. Wir halten
am Grundsatz der paritätischen Finan-
zierung fest und fordern entsprechende
Korrekturen.“ Auch der Ärztemangel

auf dem Land wurde bereits damals
durch uns thematisiert. Die schleichen-
de Verschlechterung des Gesundheits-
systems wurde durch uns
schon vor der Einführung
der Praxisgebühr im Jahr
2004 kritisiert. Fast täg-
lich kommen nun aus der
Bundesregierung neue
Verschlechterungsvor-
schläge, so dass man
schnell den Überblick
verlieren kann was sie
nun eigentlich wollen.
Im Kern wird es darauf
hinauslaufen, das Ge-
sundheitssystem weitest-
gehend zu privatisieren,
denn Bildung und Ge-

sundheit sind für das Kapital die neuen
Märkte. Wenn die schwarz-gelben Ko-
alition darüber nachdenkt, das Kartell-

und Wettbewerbsrecht
auf die gesetzliche
Krankenversicherung
anzuwenden, wird das
mehr als deutlich. Lasst
uns durch unsere Ge-
sundheitskampagne
deutlich machen, dass
wir Alternativen zu
diesem Irrsinn haben!
Es wird ein „Heißer
Herbst“, dafür brau-
chen wir eure Unter-
stützung!

Patrick Zechel und
Ralf Wunderlich

Argumente zu der Sorge um die Polizeiwachen:
Die vom Innenminister eingesetzte Expertenkommission hat ihren Bericht zur Polizeistrukturreform vorgelegt.
Diese Empfehlungen sind Grundlage für den von der Landesregierung dem Landtag im September vorzulegenden
Bericht und die nachfolgenden Entscheidungen:

• die Polizeistrukturreform soll, angesichts der demografischen Entwicklung, den sinkenden finanziellen Möglichkeiten
des Landes und dem damit verbundenen Personalrückgang eine effektive und handlungsfähige Polizei in allen Teilen
des Landes Brandenburg sichern

• der Vorschlag der Kommission lautet deshalb die derzeit 2 Präsidien zu einem unddie 15 Schutzbereiche zu
4 Direktionen zusammen zu fassen und 15 + x Wachenstandorte einzurichten – damit sollen etwa 600 Stellen in
Führungsfunktionen eingespart werden

• in der öffentlichen Diskussion wird besondere Aufmerksamkeit auf die derzeit 50 rund um die Uhr besetzten
Wachenstandorte im Land Brandenburg gelenkt - in der letzten Legisla-turperiode wurde bereitsdie Schließung von
6 Wachenstandorten beschlossen und einge-leitet

• für diese dauerhafte Besetzung der Wachen ist ein erheblicher Personalaufwand notwen-dig, da in allen Schichten
Leitungspersonal in der Wache verbleiben muss, um die Einsätze zu leiten; diesesPersonal kann auch nicht „draußen“
eingreifen

• nicht verändert werden soll der Streifendienst, der weiterhin mit etwa 1.800 Stellenund 60 bis 180 Streifenwagen
wahrgenommen werden soll

• die weitaus meisten polizeilichen Einsätze erfolgen nicht! von der Wache aus,sondern aus anderen Einsätzen heraus, so
dass die Einsatzzeiten in wirklich dringenden Fällen gleich bleiben werden -Polizei funktioniert nicht wie Feuerwehr
oder Rettungsdienst!!

• DIE LINKE setzt sich an den Standorten, an denen die Wachen geschlossen werden, fürden Erhalt einer geeigneten
Polizeipräsenz ein - damit die Einsatzzeiten auf gleichem Ni-veau bleiben -so können neben den Wachen sog.
Polizeiposten eingerichtet werden, die der Dienstaufnahme und Unterbringung der Dienstwagen dienen

• neben den Wachen sollen die derzeit 549 Revierpolizisten den direkten Kontakt zu denMenschen halten und so deren
Sicherheitsgefühl erhöhen, ihre Zahl soll gleich bleiben!

• der Bericht der Kommission ist auf der Internetseite des Innenministeriums eingestellt (www.mi.brandenburg.de)

Gesundheit ist keine Ware!

Wir haben mit dieser Kreisinfo auch das Magazin unserer Fraktion im Bun-
destag, die Clara Nr. 16 2010, verteilt. In dieser findet ihr auf Seite 18 u. 19
einen Artikel zur Kopfpauschale. Den an eure Ortsverbände ausgegebenen
Flyer „Schwarz-gelbe Lizenz zum Abkassieren“ könnt ihr an euren Infostän-
den nutzen. Weiteres Material wird folgen. Wer nicht warten möchte findet es
als Link auf unserer Internetseite. Mitglieder bzw. SympathisantInnen, die
sich kreisweit in die Kampagne einbringen möchten, melden sich bitte beim
Geschäftsführer unter 03301 200 990.


